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2 1 6 . Kundmachung: Ratifikation des Internationalen Abkommens zur Bekämpfung der Falschmünzerei samt
Protokoll durch das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland.

2 1 7 . Kundmachung: Beitritt Griechenlands und Luxemburgs zur Satzung der Europäischen Kommission zur
Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche.

2 1 8 . Kundmachung: Weitere Beitritte zum Abkommen über internationale Ausstellungen.
2 1 9 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Internationalen Abkommens zur Erleichterung

der Einfuhr von Warenmustern und Werbematerial.
2 2 0 . Kundmachung: Weitere Beitritte und Ratifikationen zum Zollabkommen über die vorübergehende Ein-

fuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge.
2 2 1 . Kundmachung: Geltungsbereich des Protokolls, betreffend das Office International d'Hygiène Publique.
2 2 2 Kundmachung: Beitritt Libanons zum Welturheberrechtsabkommen und zu den Zusatzprotokollen Nr. 1,

2 und 3.
2 2 3 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Spanischen Regierung über die

Aufhebung des Sichtvermerkszwanges zwischen Österreich und Spanien.
2 2 4 . Abkommen zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung des Freistaates

Bayern über die Regelung der Wasserkraftnutzung der Saalach.
2 2 5 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Ungarischen Volksrepublik über die Regelung der

wasserwirtschaftlichen Fragen im Grenzgebiet.

216 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 3. September 1959, betreffend
die Ratifikation des Internationalen Abkom-
mens zur Bekämpfung der Falschmünzerei
samt Protokoll durch das Vereinigte König-
reich von Großbritannien und Nordirland.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen hat das Vereinigte König-
reich von Großbritannien und Nordirland das
Internationale Abkommen zur Bekämpfung der
Falschmünzerei samt Protokoll vom 20. April
1929, BGBl. Nr. 347/1931, ratifiziert.

Die Ratifikation erstreckt sich auch auf die
Kanalinseln und die Insel Man.

Raab

2 1 7 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 3. September 1959 über den Bei-
tritt Griechenlands und Luxemburgs zur
Satzung der Europäischen Kommission zur
Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche.

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen (FAO) sind Griechenland und
Luxemburg der Satzung der Europäischen Kom-
mission zur Bekämpfung der Maul- und Klauen-
seuche, BGBl. Nr. 197/1957, beigetreten.

Raab

218 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 4. September 1959, betreffend
weitere Beitritte zum Abkommen über inter-
nationale Ausstellungen vom 22. November
1928 in der Fassung des Abänderungsproto-

kolls vom 10. Mai 1948.

Nach Mitteilungen der Französischen Botschaft
in Wien sind folgende weitere Staaten dem Ab-
kommen über internationale Ausstellungen,
BGBl. Nr. 65/1957, in der Fassung des Abände-
rungsprotokolls, BGBl. Nr. 66/1957, beigetreten:

Kanada, Monaco und die Sowjetunion.

Raab

2 1 9 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 8. September 1959 über die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Inter-
nationalen Abkommens zur Erleichterung
der Einfuhr von Warenmustern und Werbe-

material.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen ist Irland dem Internatio-
nalen Abkommen zur Erleichterung der Einfuhr
von Warenmustern und Werbematerial, BGBl.
Nr. 187/1956, beigetreten, und hat die Regierung
der Bundesrepublik Deutschland die Ausdehnung
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des Geltungsbereiches des gegenständlichen Ab-
kommens auf das Land Berlin bekanntgegeben;
ferner hat die Regierung von Australien erklärt,
daß dieses Abkommen auch auf Papua und das
Treuhandschaftsgebiet von Neu-Guinea Anwen-
dung findet. Schließlich hat Spanien den anläß-
lich seines Beitrittes gemachten Vorbehalt zu
Art. VI dieses Abkommens zurückgezogen.

Raab

2 2 0 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 8. September 1959, betreffend
weitere Beitritte und Ratifikationen zum
Zollabkommen über die vorübergehende Ein-

fuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen haben folgende weitere
Staaten das Zollabkommen über die vorüber-
gehende Einfuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge,
BGBl. Nr. 20/1958, ratifiziert beziehungsweise
sind diesem beigetreten:

Staaten :
Tag der Hinterlegung der

Ratifikations- beziehungsweise
Beitrittsurkunde :

Frankreich 20. Mai 1959
Kambodscha 8. April 1959
Polen (mit Vorbehalt) 6. Mai 1959
Großbritannien 30. Juli 1959

(einschließlich Insel
Man, Jersey und den
Bezirk von Guernsey)

Der Vorbehalt Polens hat folgenden Wort-
laut:

„Die Regierung der Volksrepublik Polen er-
achtet sich durch Artikel 38 des Abkommens
nicht gebunden."

Raab

2 2 1 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 16. September 1959 über den
Geltungsbereich des Protokolls, betreffend
das Office International d'Hygiène Publique.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen haben bisher folgende
Staaten das Protokoll, betreffend das Office
International d'Hygiène Publique, BGBl. Nr. 96/
1949, angenommen:

Albanien, Afghanistan, Argentinien, Ägypten,
Äthiopien, Australien, Belgien, Bolivien, Bra-
silien, Bulgarien, Burma, Ceylon, China, Costa
Rica, Dänemark, Finnland, Griechenland, Groß-
britannien, Guatemala, Haiti, Honduras, Indien,
Irak, Iran, Irland, Italien, Japan, Jordanien,
Jugoslawien, Kanada, Kolumbien, Kuba, Luxem-
burg, Mexico, Neu Seeland, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Pakistan, Panama, Philippinen,
Polen, Portugal, Saudi Arabien, Schweden,
Schweiz, Sowjetunion, Südafrikanische Union,
Thailand, Tschechoslowakei, Türkei, Ungarn,
Ukraine, Venezuela, Vereinigte Staaten von
Amerika, Weißrußland.

Raab

2 2 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 16. September 1959 über den Beitritt
Libanons zum Welturheberrechtsabkommen
und zu den Zusatzprotokollen Nr. 1, 2 und 3.

Nach einer Mitteilung des Generaldirektors der
UNESCO ist Libanon dem Welturheberrechts-
abkommen vom 6. September 1952 und den
Zusatzprotokollen Nr. 1, 2 und 3, BGBl. Nr. 108/
1957, beigetreten.

Das Welturheberrechtsabkommen und die Zu-
satzprotokolle Nr. 1 und 2 werden für Libanon
am 17. Oktober 1959 in Kraft treten, während
das Zusatzprotokoll Nr. 3 für Libanon bereits
am 17. Juli 1959 wirksam geworden ist.

Raab

2 2 3 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Spanischen
Regierung über die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges zwischen Österreich und Spanien.

ARTIKEL 1

Spanische und Österreichische Staatsangehörige,
die einen gültigen spanischen bzw. österreichi-
schen Reisepaß besitzen, können ohne Sichtver-
merk nach Österreich bzw. Spanien einreisen.

ARTIKEL 2

Spanische und österreichische Staatsangehörige,
die im Gebiete des anderen Vertragsstaates sicht-
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vermerksfrei eingereist sind, können sich drei
Monate dort aufhalten. Die zuständigen spani-
schen und österreichischen Behörden können
einen darüber hinausgehenden Aufenthalt bewil-
ligen.

ARTIKEL 3

Die Begünstigung dieses Abkommens befreit
die spanischen und österreichischen Staatsange-
hörigen nicht von der Verpflichtung, die öster-
reichischen und spanischen Gesetze und Vor-
schriften, betreffend die Einreise, den Aufenthalt
und die Arbeitsaufnahme von Ausländern, ein-
zuhalten.

ARTIKEL 4

Die zuständigen spanischen und österreichischen
Behörden behalten sich das Recht vor, Personen,
die als unerwünscht angesehen werden, die Ein-
reise oder den Aufenthalt in ihrem Lande zu
verweigern.

ARTIKEL 5

Jede der beiden Regierungen kann aus Grün-
den der öffentlichen Sicherheit, Ordnung öder
Gesundheit die Durchführung dieses Abkom-
mens vorübergehend aussetzen. Die Aussetzung
ist der anderen Regierung unverzüglich auf diplo-
matischem Wege mitzuteilen. Das gleiche gilt,
wenn diese Maßnahme aufgehoben wird.

ARTIKEL 6

Durch dieses Abkommen wird der Punkt 2
des am 1. Dezember 1956 in Kraft gesetzten Ab-
kommens zwischen der Spanischen Regierung und
der Österreichischen Bundesregierung, welcher das
Erfordernis eines Sichtvermerkes für Offizial-
pässe (Dienstpässe) aufstellt, außer Kraft gesetzt.
Die übrigen Bestimmungen des genannten Ab-
kommens, welche auf die Abschaffung des Sicht-
vermerkes in den Diplomatenpässen Bezug ha-
ben, bleiben in Kraft.

ARTIKEL 7

Das vorliegende Abkommen tritt am 1. Juli
1959 in Kraft. Für den Fall, daß es von einer
der beiden Regierungen gekündigt wird, bleibt
es noch drei Monate nach erfolgter Kündigung
in Kraft.

Das vorliegende, durch Notenwechsel zwischen der Österreichischen Botschaft in Madrid und
dem Spanischen Außenministerium abgeschlossene Abkommen ist gemäß seinem Artikel 7 am
1. Juli 1959 in Kraft getreten.

Raab
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2 2 4 . Abkommen zwischen der Bundesregie-
rung der Republik Österreich und der Re-
gierung des Freistaates Bayern über die Re-
gelung der Wasserkraftnutzung der Saalach.

Die durch den Verlauf der Staatsgrenze und
den Ausbau einzelner Stufen sowie durch andere
Umstände bedingten Verhältnisse am Saalach-
unterlauf lassen die Anwendung des Vertrages
vom 16. Oktober 1950 über die Österreichisch-
Bayerische Kraftwerke AG. auf die genannte
Flußstrecke nicht zweckmäßig erscheinen. Die
Bundesregierung der Republik Österreich und
die Bayerische Staatsregierung sind daher zur
Regelung der Wasserkraftnutzung der Saalach
wie folgt übereingekommen:

Artikel I.

Gegenstand dieses Abkommens ist die Wasser-
kraftnutzung der Saalach in jenen Strecken, in
denen dieses Gewässer die Grenze zwischen bei-
den Staaten bildet; ausgenommen ist die Mün-
dungsstrecke der Saalach vom Unterwasser des
Kraftwerkes Rott-Freilassing abwärts, deren
Nutzung in Verbindung mit einer künftigen
Salzachstufe der Österreichisch-Bayerischen Kraft-
werke AG. vorbehalten bleibt.

Artikel II.

Die Verfügung über die Rohwasserkräfte der
Saalachgrenzstrecken, soweit sie Gegenstand die-
ses Abkommens sind, steht unbeschadet beste-
hender Rechte zu:

a) Österreich in der oberen Grenzstrecke so-
wie in der unteren Grenzstrecke von km 5,0
flußabwärts bis zum Unterwasser des Kraft-
werkes Rott-Freilassing;

b) Bayern in der unteren Grenzstrecke von
Fluß-km 5,0 flußaufwärts.

Artikel III.

Im Falle des Ausbaues einer Stufe gilt für die
Durchführung des auf jeder Seite erforderlichen
wasserrechtlichen Verfahrens:

(1) Die zuständige Behörde jener Seite, der die
Rohwasserkraft dieser Stufe gemäß Art. II zuge-
teilt ist, führt ihr Verfahren für die gesamte An-
lage mit Ausnahme der rein örtlichen Belange
der anderen Seite unter Beiziehung der Vertreter
der anderen Seite durch. Die zuständige Behörde
der anderen Seite legt in ihrem Verfahren das
Schwergewicht auf die örtlichen Belange ihres
Gebietes.

(2) Nach Abschluß der beiderseitigen Ermitt-
lungsverfahren werden die wasserrechtlichen Be-
willigungen nach gegenseitiger Fühlungnahme
(Benehmen) erteilt. Hierbei regelt die zuständige
Behörde der führenden Seite nach den für sie
geltenden Bestimmungen unter Bedachtnahme auf
die bestehenden Verträge alle die Errichtung, den

Betrieb und die Instandhaltung der Hauptanlage
einschließlich der das Bett und den Fluß sowie
sonstige gemeinsame öffentliche Interessen be-
treffenden Fragen. Die zuständige Behörde der
anderen Seite folgt dieser Regelung in ihrer
Entscheidung, soweit als zulässig, und ergänzt sie
durch den Abspruch über die Vorbringen in
ihrem Gebiet.

(3) Zulässig im Sinne des Abs. 2 wäre eine
Entscheidung nicht mehr, wenn durch sie gegen
eine Rechtsnorm verstoßen, die Pflicht zur Wah-
rung des öffentlichen Interesses verletzt oder der
Ermessensspielraum überschritten würde.

(4) Auch die während des Betriebes, im Falle
des Erlöschens oder der Erneuerung des Wasser-
benutzungsrechtes erforderlichen behördlichen
Verfügungen, Anordnungen und Maßnahmen,
die gemeinsame Interessen berühren, trifft die
zuständige Behörde jener Seite, der die Stufe
zugesprochen ist, nach Fühlungnahme (Beneh-
men) mit der zuständigen Behörde der anderen
Seite. Soweit für die andere Seite nach ihrem
Recht eine Entscheidung erforderlich ist, wird
sie tunlichst analog getroffen werden.

Artikel IV.

(1) Die beiderseitigen wasserrechtlichen Bewilli-
gungen sollen nicht auf Widerruf, sondern für
ein und dieselbe Stufe auf gleiche Dauer erteilt
werden.

(2) Beide Seiten werden einander die für die
Errichtung und den Betrieb einer Staustufe be-
nötigte Rohwasserkraft auf Nutzungsdauer ohne
Entgelt zur Verfügung stellen.

(3) Beide Seiten werden bei Erteilung einer
wasserrechtlichen Bewilligung die Möglichkeit
sonstiger, im öffentlichen Interesse gelegener
Wassernutzungen durch einen entsprechenden
dem Unternehmer zumutbaren Vorbehalt
wahren.

(4) Ansuchen um Verlängerung bzw. Erneue-
rung eines Wasserbenutzungsrechtes werden im
Sinne des Art. III behandelt.

Artikel V.

Die beiderseitigen Wasserrechtsbehörden wer-
den in allen, die Wasserkraftnutzung der Saalach-
grenzstrecken berührenden Fragen von nicht
bloß örtlichem, nur einen Staat betreffenden In-
teresse (also zum Beispiel bei Hochwasserrück-
haltemaßnahmen, Schwellbetrieb, Stauraumspü-
lungen usw.), miteinander Fühlung nehmen, um
die beiderseitigen Auffassungen aufeinander ab-
zustimmen.

Artikel VI.

(1) Durch dieses Abkommen werden die beste-
henden Vertragsverhältnisse hinsichtlich des Ver-
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laufs der Staatsgrenze und der Regelung fluß-
baulicher Belange nicht berührt.

(2) Soweit zur Durchführung dieses Abkom-
mens Rechte und Pflichten Dritter begründet
werden müssen, wird auf beiden Seiten die un-
mittelbare Berechtigung bzw. Verpflichtung der
in Betracht kommenden Beteiligten im Rahmen
der rechtlichen Möglichkeiten bewirkt werden.

Artikel VII.

(1) Wenn sich die beiden Regierungen über die
Auslegung oder Anwendung irgendwelcher Be-
stimmungen dieses Abkommens nicht einigen
sollten, werden sie solche Angelegenheiten einem
Schiedsgericht unterbreiten.

(2) Das Schiedsgericht wird für jeden Streitfall
derart gebildet, daß jede Regierung ein Mitglied
benennt und beide Regierungen einen Obmann
wählen, der weder österreichischer noch deutscher
Staatsangehöriger ist.

(3) Das Schiedsgericht soll auf Verlangen einer
Seite spätestens innerhalb dreier Monate nach
Stellung eines solchen Verlangens in Tätigkeit

treten. Es entscheidet mit Stimmenmehrheit.
Seine Entscheidung ist bindend.

(4) Falls drei Monate nach Anrufung des
Schiedsgerichtes und nachfolgender vergeblicher
Erinnerung noch nicht alle seine Mitglieder be-
stellt sind, werden die fehlenden Mitglieder auf
Verlangen einer Seite vom Präsidenten des Insti-
tuts für Internationales Recht in Genf bestellt.

Artikel VIII.

Das Abkommen tritt mit der Unterzeichnung
in Kraft.

Geschehen zu W i e n , am 20. Juli 1959 in
zwei Aurfertigungen, die in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Bundesregierung der Republik Öster-
reich:

Eduard Hartmann

Für die Regierung des Freistaates Bayern:

Alfons Goppel

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel VIII am 20. Juli 1959 in Kraft getreten.

Raab

225.
Nachdem der am 9. April 1956 in Wien unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik Öster-

reich und der Ungarischen Volksrepublik über die Regelung der wasserwirtschaftlichen Fragen im
Grenzgebiet, welcher also lautet:

Vertrag
zwischen der Republik Österreich und der
Ungarischen Volksrepublik über die Rege-
lung der wasserwirtschaftlichen Fragen im

Grenzgebiet.

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsidialrat der Ungarischen Volks-
republik haben in der Absicht, beide Vertrags-
staaten berührende wasserwirtschaftliche Fragen
im Grenzgebiete, insbesondere die Projektierung
und Ausführung von wasserbaulichen Arbeiten
an den Grenzgewässern einschließlich der Instand-
haltung zu regeln und zu diesem Zweck einen
Vertrag zu schließen, als ihre Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Edmund Hartig, Sektionschef im Bun-

desministerium für Land- und Forstwirt-
schaft,

der Präsidialrat der Ungarischen Volksrepublik
Herrn Dipl.-Ing. Imre Dégen, Chef der Staats-

hauptdirektion für Wasserwesen,
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die nach Austausch ihrer Vollmachten, welche in
gehöriger Form und in richtiger Ordnung be-
funden wurden, folgendes vereinbart haben:

Artikel 1.

G e l t u n g s b e r e i c h d e s V e r t r a g e s .

Dieser Vertrag bezieht sich auf

1. Grenzgewässer, das sind

a) Gewässerstrecken, entlang derer oder in
denen die Grenze zwischen Österreich und
Ungarn verläuft (Grenzgewässer im enge-
ren Sinne);

b) übertretende oder der Grenze benachbarte
Gewässer im Grenzbereich, das ist bis zu
einer Entfernung von je 6 km nach beiden
Seiten.

2. Wasserbauten, Anlagen und Einrichtungen
im Grenzbereich (Ziffer 1).

3. Gewässerstrecken, Wasserbauten, Anlagen
und Einrichtungen, die in der diesem Vertrage
beigeschlossenen Anlage I bezeichnet sind oder
durch Beschluß der Österreichisch-ungarischen
Gewässerkommission (Artikel 12) künftig be-
zeichnet werden.

Artikel 2.

A l l g e m e i n e V e r b i n d l i c h k e i t e n .

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, an
den Grenzgewässern (Artikel 1 Ziffer 1) keine
Maßnahmen oder Arbeiten, die die Wasserver-
hältnisse auf dem Gebiete des anderen Vertrags-
staates nachteilig beeinflussen würden, ohne Zu-
stimmung des anderen Vertragsstaates zu treffen.
Die Zustimmung kann nur aus triftigen Grün-
den, die der eingehenden Darlegung bedürfen,
verweigert werden.

(2) Diese Verpflichtung bezieht sich jedoch
nicht auf einseitige Maßnahmen oder Arbeiten
von lokaler Bedeutung, die auf das Gebiet des
anderen Vertragsstaates keine nachteilige Wir-
kung ausüben.

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt auch
für Gewässerstrecken, Wasserbauten, Anlagen
und Einrichtungen gemäß Artikel 1 Ziffer 2
und 3.

(4) Die Vertragsstaaten verpflichten sich ferner,
Maßnahmen oder Arbeiten, die an Gewässern im
Grenzgebiet außerhalb des in Absatz 1 bezeich-
neten Bereiches geplant sind, vor Einleitung des
wasserrechtlichen Verfahrens in der Kommission
(Artikel 12) zu erörtern. Die Kommission hat
hiebei nach Möglichkeit ein Einvernehmen herzu-
stellen. Wird eine Einigung nicht erzielt, ist nach
Artikel 16 Absatz 2 vorzugehen.
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(5) In den Grenzgewässern im engeren Sinne
(Artikel 1 Ziffer 1 lit. a) verfügen beide Vertrags-
staaten — unbeschadet erworbener Rechte —
über die durch künstliches Eingreifen nicht ver-
mehrte Hälfte der abfließenden natürlichen
Wassermenge.

(6) In übertretenden Gewässern darf der ober-
liegende Vertragsstaat die von der Kommission
gemeinsam zu ermittelnde, in den anderen Ver-
tragsstaat abfließende natürliche Niederwasser-
menge nicht um mehr als ein Drittel vermindern.

(7) Im Interesse des Schutzes der Gewässer im
Grenzgebiet vor Verunreinigung werden die Ver-
tragsstaaten bestrebt sein, Abwässer aus Fabriken,
Bergwerken, Industrieunternehmungen und der-
gleichen sowie aus Wohnsiedlungen nur nach ent-
sprechender Reinigung einleiten zu lassen. Bei
der Neuerrichtung solcher Anlagen wird eine
entsprechende Reinigung der Abwässer vorge-
schrieben werden.

Artikel 3.

I n s t a n d h a l t u n g s p f l i c h t .

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die im
Artikel 1 genannten Gewässer, Bauwerke, An-
lagen und Einrichtungen im guten Stand zu
halten und nach Erfordernis zu verbessern.

Artikel 4.

D u r c h f ü h r u n g d e r I n s t a n d -
h a l t u n g .

(1) Jeder Vertragsstaat wird auf seinem Gebiet
für die Instandhaltung der Grenzgewässer und
der dor t bestehenden Regulierungsbauwerke und
sonstigen Wasserbauten Sorge tragen.

(2) Jeder Vertragsstaat sorgt auch für die In-
standhaltung der auf seinem Gebiet befindlichen,
den Interessen des anderen Vertragsstaates die-
nenden Wasserbauobjekte, Gerinne und Kanäle,
die auf Grund einer wasserrechtlichen Bewilli-
gung oder einer Sondervereinbarung errichtet
wurden.

(3) Die nach Bedarf jährlich vorzunehmende
Räumung des Bettes und der Ufer von Grenz-
gewässern wird auf eigenem Staatsgebiet im all-
gemeinen von jedem Vertragsstaat selbst durch-
geführt. Über das gemeinsame Vorgehen bei der
Durchführung dieser Arbeiten, insbesondere in
Grenzstrecken, und über die allfällige Not -
wendigkeit der jährlichen Räumung beschließt
die Kommission.

Artikel 5.

P r o j e k t i e r u n g .

(1) Die Ausarbeitung von Projekten für
Wasserbauarbeiten erfolgt auf Grund von Richt-
linien, die in der Kommission festgelegt werden.
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(2) Projekte für Wasserbauarbeiten, die auf
eigenem Staatsgebiet vorgenommen werden, ver-
faßt der betreffende Vertragsstaat. Werden Ar-
beiten auf beiden Staatsgebieten ausgeführt, ver-
faßt das Projekt hiefür der durch die Kommission
bestimmte Vertragsstaat.

(3) Die Kommission wird dafür Sorge tragen,
daß die für eine Projektierung erforderlichen
Unterlagen vom anderen Vertragsstaat zur Ver-
fügung gestellt werden oder daß die erforderliche
Zusammenarbeit in anderer geeigneter Weise er-
folgt.

Artikel 6.

D u r c h f ü h r u n g d e r A r b e i t e n .

(1) Jeder Vertragsstaat führt die Regulierungs-
und sonstigen Wasserbauarbeiten auf seinem Ge-
biet im allgemeinen selbst durch.

(2) Die Durchführung von Arbeiten einschließ-
lich umfangreicherer Instandsetzungen, zu denen
der andere Vertragsstaat beitragen soll, hat die
Kommission zu beschließen.

(3) Werden Arbeiten auf beiden Staatsgebieten
erforderlich und können sie technisch oder wirt-
schaftlich nicht selbständig durchgeführt werden,
beschließt die Kommission über Ar t und Weise
der Durchführung.

Artikel 7.

K o s t e n .

(1) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten der
Projektierung und Ausführung der auf seinem
Gebiet vorzunehmenden und ausschließlich seinen
Interessen dienenden Regulierungs- und sonstigen
Wasserbauarbeiten.

(2) Die Kosten der Projektierung und Durch-
führung von Wasserbauarbeiten, die den Inter-
essen beider Vertragsstaaten dienen, werden von
den Vertragsstaaten im Verhältnis des Interesses
getragen, ohne Rücksicht darauf, ob die Arbeiten
auf dem Gebiete eines oder beider Vertrags-
staaten vorgenommen werden.

(3) Die Kosten der Projektierung und Durch-
führung von Wasserbauarbeiten, die auf dem Ge-
biete eines Vertragsstaates vorgenommen werden,
jedoch ausschließlich den Interessen des anderen
Vertragsstaates dienen, trägt der interessierte
Vertragsstaat allein.

(4) Unter Ausführungskosten sind auch die
Kosten der Vermessung, Materialbeförderung
und Bauleitung zu verstehen.

(5) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3
gelten auch für die Kosten der Instandhaltung
und des Betriebes von Wasserbauwerken.

(6) Soweit keine anderweitige Regelung besteht,
beschließt die Kommission über die Aufteilung
der Kosten unter Anwendung der in den vor-
stehenden Absätzen angeführten Grundsätze.
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(7) Bei der Ermittlung der Kostenaufteilung für
Arbeiten an Gerinnen und Anlagen, die in der
diesem Vertrage beigeschlossenen Anlage II auf-
gezählt sind, ist von dem Aufteilungsschlüssel
laut dieser Anlage auszugehen, soweit keine
wesentlichen Änderungen in den Wasserverhält-
nissen eingetreten sind und der Aufteilungs-
schlüssel mit den Grundsätzen der Absätze 1
bis 3 in Einklang steht.

Artikel 8.

K o s t e n v e r g ü t u n g .

(1) Die Kosten der dem Interesse beider Ver-
tragsstaaten dienenden oder von einem Vertrags-
staat im Interesse des anderen Vertragsstaates
vorgenommenen wasserbaulichen Arbeiten sind
für das vergangene Kalenderjahr bis Ende Mai
eines jeden Jahres abzurechnen und bis Ende
Juni des folgenden Jahres auszugleichen.

(2) Die Abrechnung erfolgt derart, daß gleich-
wertige Arbeitsleistungen und Materialien nach
Möglichkeit in natura zu verrechnen sind.

(3) Wenn sich als Ergebnis der Abrechnung eine
Forderung zugunsten eines Vertragsstaates er-
gibt, ist diese im allgemeinen in Geld zu be-
gleichen. Der Ausgleich erfolgt auch dann in
Geld, wenn eine gegenseitige Verrechnung gleich-
wertiger Arbeitsleistungen oder Materialien in
natura nicht möglich ist.

(4) Das Nähere hinsichtlich der Abrechnung
und die Leistung von Vorschüssen bestimmt jähr-
lich die Kommission. Sie kann auch einen Aus-
gleich durch Lieferung von Materialien im
Rahmen des Vertragszweckes beschließen.

(5) Die Vergütung in Geld hat durch Über-
weisung im Rahmen des jeweils gültigen
zwischenstaatlichen Zahlungsabkommens zu er-
folgen.

Artikel 9.

T e c h n i s c h e u n d f i n a n z i e l l e
K o n t r o l l e .

Die Vertragsstaaten sichern sich gegenseitig die
jederzeitige technische und finanzielle Kontrolle
der auf gemeinsame Kosten oder im gemeinsamen
Interesse durchgeführten Arbeiten zu. Das
Nähere wird in der Kommission festgelegt.

Artikel 10.

W a s s e r r e c h t l i c h e B e s t i m m u n g e n .

(1) Für Wasserrechtsangelegenheiten sind die
Gesetze jenes Vertragsstaates maßgebend, auf
dessen Gebiet sich das wasserrechtliche Verfahren
jeweils bezieht.

(2) Handelt es sich um Bauten, die auf beide
Staatsgebiete zu liegen kommen, so erteilt jede
Wasserrechtsbehörde für den auf eigenem Staats-
gebiet zu errichtenden Teil der Anlage die Be-
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willigung, wobei nach Möglichkeit auf eine gleich-
zeitige oder doch zusammenhängende Durch-
führung des Verfahrens Bedacht zu nehmen und
zur Vermeidung von Widersprüchen im Inhalt
der beiderseitigen Entscheidungen das Einver-
nehmen zwischen den beiden Behörden herzu-
stellen ist.

(3) Die Wasserrechtsbehörden der Vertrags-
staaten können in den durch diesen Vertrag ge-
regelten Wasserrechtsangelegenheiten miteinander
unmittelbar verkehren.

Artikel 11.

W a r n d i e n s t .
Die Behörden der Vertragsstaaten, insbeson-

dere der hydrographische Dienst und die ört-
lichen Behörden, werden einander auf möglichst
schnelle Weise von Hochwasser-, Eisgefahren und
anderen ihnen bekanntgewordenen Gefahren,
die mit den Grenzgewässern im Zusammenhang
stehen, benachrichtigen, soweit solche Gefahren
diesen Behörden zur Kenntnis gelangen.

Artikel 12.

Ö s t e r r e i c h i s c h - u n g a r i s c h e
G e w ä s s e r k o m m i s s i o n .

(1) Zur Förderung der wasserwirtschaftlichen
Zusammenarbeit und zur Behandlung wasser-
wirtschaftlicher Angelegenheiten, auf die der vor-
liegende Vertrag Anwendung findet, wird von
den Vertragsstaaten eine ständige Österreichisch-
ungarische Gewässerkommission gebildet.

(2) Die Kommission setzt sich aus vier Mit-
gliedern zusammen. Jeder Vertragsstaat entsendet
in die Kommission einen Ersten und einen
Zweiten Bevollmächtigten und bestimmt für
jeden Bevollmächtigten einen Stellvertreter. Nach
Erfordernis kann jede Seite zu den Verhandlun-
gen Experten beiziehen.

(3) Die Kommission gibt sich ihre Geschäfts-
ordnung selbst.

(4) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seiner
Bevollmächtigten einschließlich der Kosten der
von ihm beigezogenen Sachverständigen. Sonstige,
anläßlich der Tätigkeit der Kommission ent-
stehende und von ihr anerkannte Kosten werden,
wenn nichts anderes vereinbart ist, von den Ver-
tragsstaaten je zur Hälfte getragen.

Artikel 13.

O b l i e g e n h e i t e n d e r K o m m i s s i o n .

(1) Zu den Obliegenheiten der Kommission ge-
hört insbesondere die Erörterung und Beschluß-
fassung in folgenden Angelegenheiten:

a) praktische, dem Vertrage entsprechende
Lösungen in technischen und wirtschaft-
lichen Fragen und Sicherung der wasser-
baulichen Zusammenarbeit,
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b) Projektierung von Wasserbauarbeiten, Art
und Weise der Durchführung sowie In-
standhaltungsfragen,

c) technische Projekte und Kostenvoranschläge
für Wasserbauarbeiten und Bauobjekte
(Brücken, Stau-, Wasserentnahmewerke
usw.) sowie zeitliche Einteilung der Ar-
beiten,

d) Beaufsichtigung, Abrechnung und Kollau-
dierung gemeinsamer Arbeiten und Maß-
nahmen,

e) Besichtigungen an Ort und Stelle sowie
Fragen der Kontrolle hinsichtlich der
Durchführung von Beschlüssen, Arbeiten
und Maßnahmen,

f) Erstattung von Vorschlägen zur Erleichte-
rung des Grenzverkehrs zwecks Durch-
führung dieses Vertrages,

g) Forschungen, Messungen und Studien, die
im Zusammenhang mit Wasserbauarbeiten
durchzuführen sind,

h) Bereinigung strittiger Fragen einschließlich
solcher der Zollbehandlung,

i) Erstattung von Vorschlägen an die Re-
gierungen der Vertragsstaaten im Sinne der
vorstehenden Punkte und über eine all-
fällige Abänderung des Vertrages.

(2) Laufende Angelegenheiten von nicht erheb-
licher Bedeutung können von den beiden Ersten
Bevollmächtigten einvernehmlich geregelt wer-
den. Hierüber ist anläßlich der nächsten Tagung
der Kommission zu berichten.

(3) Den Regierungen bleibt es unbenommen,
über Angelegenheiten des Wirkungsbereiches der
Kommission auch direkt zu verhandeln.

Artikel 14.

T a g u n g e n d e r K o m m i s s i o n .

(1) Die Kommission t r i t t in der Regel einmal
jährlich zu einer ordentlichen Tagung zusammen.
Außerordentliche Tagungen können jederzeit
von den Ersten Bevollmächtigten einvernehmlich
einberufen werden. Auf Verlangen eines Ersten
Bevollmächtigten ist innerhalb eines Monates
eine außerordentliche Tagung einzuberufen.

(2) Die Kommission hat, wenn nicht etwas
anderes vereinbart wird, abwechselnd in einem
der beiden Vertragsstaaten zusammenzutreten.

(3) Die Einberufung einer Tagung erfolgt durch
den Ersten Bevollmächtigten jenes Vertrags-
staates, auf dessen Gebiet die Tagung stattfinden
soll, im Einvernehmen mit dem Ersten Bevoll-
mächtigten des anderen Vertragsstaates.

(4) Die Ersten Bevollmächtigten können mit-
einander unmittelbar verkehren.

(5) Die Tagesordnung wird von den Ersten
Bevollmächtigten im vorherigen Einvernehmen
festgesetzt und kann bei den Tagungen einver-
nehmlich ergänzt werden.
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Artikel 15.

A r b e i t s w e i s e d e r K o m m i s s i o n .

(1) Die Sitzungen leitet der Erste Bevoll-
mächtigte jenes Vertragsstaates, auf dessen Gebiet
die Tagung stattfindet.

(2) Die Verhandlungssprache der Kommission
ist deutsch und ungarisch.

(3) Zu einem Beschluß der Kommission ist
Stimmeneinhelligkeit erforderlich.

(4) Über die Tagung ist ein Protokoll in
deutscher und ungarischer Sprache in doppelter
Ausfertigung zu verfassen und durch die beider-
seitigen Ersten Bevollmächtigten (Stellvertreter)
zu fertigen.

Artikel 16.

G e n e h m i g u n g d e r B e s c h l ü s s e d e r
K o m m i s s i o n .

(1) Durch die Beschlüsse der Kommission wird
dem Entscheidungsrecht der Regierungen nicht
vorgegriffen. Beschlüsse dürfen nicht durchge-
führt werden, wenn die zuständige Zentralstelle
eines Vertragsstaates Einspruch erhebt. Wenn
innerhalb von vier Monaten nach Beschluß-
fassung gegen einen Beschluß der Kommission
kein Einspruch erhoben wird, so gilt der Beschluß
als von beiden Seiten genehmigt. Von einem
Einspruch verständigen sich die Ersten Bevoll-
mächtigten gegenseitig.

(2) Angelegenheiten, bezüglich deren in der
Kommission kein Einvernehmen erzielt wird,
werden unter Hinweis auf die Meinungsverschie-
denheiten den Regierungen der Vertragsstaaten
vorgelegt. Die Regierungen der Vertragsstaaten
werden über die strittige Angelegenheit eine ein-
vernehmliche Regelung anstreben.

Artikel 17.

Z o l l b e s t i m m u n g e n .

(1) Die aus dem Gebiet des einen Vertrags-
staates in das Gebiet des anderen Vertragsstaates
eingebrachten und zur Durchführung von Ar-
beiten im Rahmen dieses Vertrages bestimmten
Baumaterialien und Betriebsmittel sind von allen
Ein- und Ausfuhrabgaben endgiltig befreit.
Solche Baumaterialien und Betriebsmittel unter-
liegen keinen Ein- und Ausfuhrbeschränkungen.

(2) Vorübergehende Befreiung von Abgaben im
Sinne des Absatzes 1 wird für Geräte (Maschinen,
Fahrzeuge, Werkzeuge u n d dergleichen) unter
der Bedingung gewährt , daß diese Gegenstände
dem Zollamt zur Nämlichkeitsfesthaltung vorge-
führt und innerhalb der zollamtlich festgesetzten
Frist wieder rückgeführt werden. Eine Sicher-
stellung ist für die entfallenden Abgabenbeträge
nicht zu leisten. Für die innerhalb der fest-
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gesetzten Frist nicht wieder rückgeführten Gegen-
stände sind die Abgaben zu entrichten. Solche
Gegenstände, die wegen völliger Abnutzung un-
brauchbar geworden sind und daher nicht wieder
rückgeführt werden, werden abgabenfrei belassen.

(3) Beide Vertragsstaaten sichern sich für die
Durchfuhr von Baumaterialien, Betriebsmitteln
und Geräten, die mi t Wasserbauten von gemein-
samem Interesse im Zusammenhang stehen, eine
erleichterte abgabenfreie Zollabfertigung zu.

(4) Die ein- und ausgeführten Baumaterialien,
Betriebsmittel und Geräte unterliegen der Zoll-
kontrolle des betreffenden Vertragsstaates.

Artikel 18.

G r e n z ü b e r t r i t t .

Hinsichtlich des Grenzübertrittes sind die
jeweils geltenden Bestimmungen zur Regelung
des Grenzverkehrs zwischen den Vertragsstaaten
anzuwenden.

Artikel 19.

E r l e i c h t e r u n g d e r D u r c h f ü h r u n g
d e s V e r t r a g e s .

Die Vertragsstaaten werden bestrebt sein, die
Durchführung dieses Vertrages und die Tätig-
keit der Kommission zu erleichtern, wobei sie
die beiderseitigen Interessen berücksichtigen wer-
den.

Artikel 20.

I n n e r s t a a t l i c h e V e r b i n d l i c h -
k e i t e n .

Durch die von den Vertragsstaaten in diesem
Vertrage übernommenen Verpflichtungen — ins-
besondere durch die Festsetzung der Verpflich-
tung zur unmittelbaren Kostentragung seitens
der Vertragsstaaten — werden innerstaatliche
Regelungen und Verbindlichkeiten wie die Ver-
pflichtung angemessener Beitragsleistungen zu den
Kosten der Erhaltung von Wasserbauten des ehe-
maligen Raabregulierungssyndikates nicht be-
rührt . Auch wird einer Abänderung und Neu-
begründung derartiger innerstaatlicher Regelun-
gen und Verbindlichkeiten nicht vorgegriffen.

Artikel 21.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g .

(1) Die ab 1. Mai 1945 bis zum Inkrafttreten
des Vertrages gegenseitig zu leistenden Beiträge
werden nach den bisherigen Aufteilungsgrund-
sätzen (Anlage. II) berechnet und Rückstände nach
Maßgabe der Überprüfung und der ziffern-
mäßigen Anerkennung beglichen. Die Überwei-
sung der Rückstände erfolgt im Sinne des Ar-
tikels 8 Absatz 5.
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(2) Die Ruhegenüsse der Angestellten der ehe-
maligen ungarischen Raabregulierungsgesellschaft
belasten die Vertragsstaaten nach dem in An-
lage II des Vertrages angeführten Aufteilungs-
schlüssel.

Artikel 22.

I n k r a f t t r e t e n u n d G ü l t i g k e i t .

(1) Dieser Vertrag wird ratifiziert, die Ratifi-
kationsurkunden werden in Budapest ausge-
tauscht werden.

(2) Der Vertrag tr i t t mit dem Tage des Aus-
tausches der Ratifikationsurkunden in Kraft und
ist für die Dauer von fünf Jahren unkündbar.
Der Vertrag bleibt weiter in Kraft, sofern ihn
nicht einer der Vertragsstaaten aufkündigt. Die
Aufkündigung wird mit dem Ende des auf die
Mitteilung folgenden Kalenderjahres wirksam.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages ver-
lieren die bisher getroffenen, mit wasserwirt-
schaftlichen Fragen zusammenhängenden Rege-
lungen zwischen den Vertragsstaaten ihre Gültig-
keit, soweit sie nicht im Vertrag (Anlagen II und
III) übernommen werden.

Der Vertrag ist in deutscher und ungarischer
Sprache in je zweifacher Urschrift verfaßt. Beide
Texte sind authentisch.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen in Wien, am 9. April 1956.

Für die Republik Österreich:

Hartig

Für die Ungarische Volksrepublik:

Dégen

Anlage I

1. Hochwasserdamm am linken Ufer des Raab-
flusses von der Einbindung bei Sömjén in einer
Länge von 22 km mit 1 Objekt und 2313 1. m.
Ufersicherung.

2. 10'2 km langer Schutzdamm am linken Ufer
des ehemaligen Cziráky-Hochwasserableitungs-
kanales der Rabnitz.

3. Das Gerinne des ehemaligen Cziráky-Hoch-
wasserableitungskanales der Rabnitz samt den
Objekten.

4. Das Gerinne des Ikva-Flusses in der Länge von
10'8 km samt Objekten.

5. Das Gerinne des Hanságkanales in der Länge
von 387 km samt Objekten.

6. Das Gerinne des Rábcaflusses in der Länge von
27'4 km.
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Anlage II

A. Aufteilungsschlüssel, betreffend Instandhal-
tungskosten für folgende Gewässerstrecken,
Wasserbauten und Anlagen:

1. Hochwasserdamm am linken Ufer des
Raabflusses von der Einbindung bei Sömjén
in einer Länge von 22 km mit
1 Objekt und 2313 1. m. Ufersicherung

Österreich 26'92 %, Ungarn 73'08 %

2. Schutzdamm am linken Ufer des ehe-
maligen Cziráky-Hochwasserableitungs-
kanales der Rabnitz

Österreich 28'87 %, Ungarn 71'13 %

3. Gerinne des ehemaligen Cziráky-Hoch-
wasserableitungskanales der Rabnitz samt
den Objekten

Österreich 28'87 %, Ungarn 71'13 %

4. Gerinne des Ikva-Flusses in der Länge von
10'8 km samt Objekten

Österreich 42'22 %, Ungarn 57'78 %

5. Das Gerinne des Hanságkanales in der
Länge von 38'7 km samt Objekten

Österreich 41 %, Ungarn 59 %

6.—8. Kanäle Pamhagen—Apetlon, Feldsee—
Pamhagen und Zickisch samt Objekten

Österreich 89'5 %, Ungarn 10'5 %

9. Gerinne des Rábcaflusses in der Länge von
27'4 km

Österreich 7'2 %, Ungarn 92'8 %

10. Teilungswerk Nickelsdorf
Österreich 20 %, Ungarn 80 %

B. Aufteilungsschlüssel, betreffend die Ruhe-
genüsse der Angestellten der ehemaligen
Raabregulierungsgesellschaft :

Österreich 151 %, Ungarn 84 9 %

Anlage. III

1. Schutzmaßnahmen zur Sicherung der Trink-
wasserversorgung für die Stadt Sopron.

Die Republik Österreich
a) sichert zu, auf den österreichischen Teil des

Schutzgebietes des Wasserwerkes die jeweils
gültigen österreichischen Gesetze anzu-
wenden,

b) gewährt der Stadt Sopron für die Durch-
führung von Arbeiten im Interesse der
Trinkwasserversorgung und für den Be-
trieb des Wasserwerkes die in den jeweili-
gen österreichischen Gesetzen festgelegten
Begünstigungen.
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2. Sicherung der Trinkwasserversorgung der Stadt
Köszeg.

Die Republik Österreich
a) gestattet die Ableitung des Wassers der am

Nordhange des Geschrieben-Stein entsprin-
genden Siebenbründelquelle über das Gebiet
der Gemeinde Rattersdorf nach Köszeg,

b) gewährt für das Wasserwerk der Stadt
Köszeg die in den jeweiligen österreichi-
schen Gesetzen festgelegten Begünstigungen.

3. Benützung des Wassers der Kleinen Leitha zur
Bewässerung des an der Grenze bei Márialiget

gelegenen Gebietes.
Die Republik Österreich
a) sichert der Ungarischen Volksrepublik das

Recht zu, Wasser aus der Kleinen Leitha
für die Bewässerungen in Márialiget in den
Wiesgraben auf österreichischem Gebiet
überzuleiten. Sollte die Wassermenge in der
Konzession, betreffend die Schleuse und den
Verbindungskanal, noch nicht festgelegt
sein, wird sie auf ein diesbezügliches An-
suchen des Bezugsberechtigten von der zu-
ständigen, österreichischen Behörde auf
Grund des vorgeschriebenen Verfahrens
bestimmt,

b) übernimmt die Gewähr dafür, daß der Ver-
bindungskanal nicht zur Ableitung der
Hochwässer der Kleinen Leitha in den
Wiesgraben verwendet wird.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft und vom Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Repu-
blik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 30. Juni 1959.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Thoma

Dieser Vertrag ist gemäß seinem Artikel 22 am 31. Juli 1959 in Kraft getreten.

Raab


